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Editorial

Liebe:r Leser:in

Während ich diese Zeilen schreibe, befindet sich 
die Schweiz noch mitten im Abstimmungskampf 
um die «10-Millionen-Initiative». Erneut drückt die 
SVP der Debatte dabei den Stempel auf. Ihre Bot-
schaft ist ebenso simpel wie falsch. Ob steigende 
Mieten, überfüllte Züge, Lohndruck oder Krimi-
nalität: Für jedes Problem präsentiert die SVP die 
gleichen Schuldigen – die Migrant:innen.

Wenn Sie diesen Rundbrief in den Händen halten, 
steht das Ergebnis der Abstimmung bereits fest.  
Ist die Initiative angenommen worden? Dann hat 
sich die Schweiz als weltweit erstes Land ver-
pflichtet, die eigene Bevölkerungszahl politisch zu 
begrenzen. Und sie wird rasch merken, dass mit 
dem, was heute noch «Begrenzung» genannt wird, 
nichts anderes als Ausgrenzung gemeint ist.
 
Doch selbst bei einem Nein an den Urnen kann 
von Entwarnung keine Rede sein. Denn die 
«10-Millionen-Initiative» war kein Ausrutscher, 
sondern Teil einer langfristigen Strategie. Mit der 
«Grenzschutzinitiative» hat die SVP bereits die 
nächste Vorlage eingereicht, die noch viel direkter 
auf die Abschaffung des Rechts auf Asyl abzielt.  
Die Frage ist deshalb nicht, ob die Angriffe weiter-
gehen werden, sondern wie wir ihnen entgegen- 
treten. Merken wir noch, dass das, was gestern 
noch als Tabubruch galt, heute bereits als legiti-
mer Vorschlag diskutiert wird? 

Alles andere als ein Trost ist dabei, dass die 
Schweiz mit dieser Entwicklung nicht allein ist. 
Überall in Europa werden die Rechte von Geflüch-
teten eingeschränkt. Mit dem EU-Asylpakt, der  
am 12. Juni in Kraft getreten ist und an dem sich 
auch die Schweiz beteiligt, wurde das europäi-
sche Asylsystem grundlegend umgebaut. Für viele 
Schutzsuchende wird es künftig noch schwieriger, 
überhaupt Zugang zu einem Asylverfahren zu er-
halten. Gerade in einem solchen politischen Klima 
bleibt die Arbeit der Freiplatzaktion Zürich un- 
verzichtbar. Seit vier Jahrzehnten begleitet sie  
Migrant:innen und Geflüchtete im Alltag und 

kämpft gegen ihre Entrechtung. Denn eine solida-
rische Gesellschaft entsteht nicht von selbst. Sie 
muss immer wieder neu erschaffen und praktisch 
gelebt werden – gegen eine Politik der Angst,  
gegen Entsolidarisierung und gegen die Vorstel-
lung, dass Menschenrechte von Herkunft oder 
Aufenthaltsstatus abhängen.

Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie die Ar-
beit der Freiplatzaktion unterstützen und unseren 
Kampf für das Recht und gegen rechts dadurch 
erst ermöglichen.
 
Simon Noori
Vorstandsmitglied

Lauf gegen Rassismus

Sonntag, 20. September 2026, 
ab 10 Uhr, Bäckeranlage Zürich

Bereits zum 25. Mal wird mit dem traditionellen 
Sponsor:innenlauf ein Zeichen gegen Rassismus 
und für eine solidarische Gesellschaft gesetzt.  

Die Einnahmen kommen der Sans-Papiers Anlauf-
stelle Zürich, der Autonomen Schule Zürich, der 
Fachstelle Impuls des Schweizerischen Arbeiter-
hilfswerks sowie der Freiplatzaktion Zürich zugute. 

Weitere Infos & Anmeldung für Einzelläufer:innen 
sowie Teams unter www.laufgegenrassismus.ch.
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Am diesjährigen 1.-Mai-Fest veranstaltete die  
Freiplatzaktion Zürich (FPA) ein Podiumsgespräch 
zu einem Thema, das uns im Beratungsalltag re-
gelmässig begegnet: der engen Verknüpfung von 
Aufenthaltsbewilligungen mit prekären Arbeits-
verhältnissen und geschlechtsspezifischer Diskri-
minierung. Im Zentrum stand das Spannungsfeld 
zwischen staatlich eingeforderter Integration und 
den Lebensrealitäten vieler Menschen, geprägt 
von tiefen Einkommen, geschlechtsspezifisch ver-
teilter Care-Arbeit und einem unsicheren Bleibe-
recht – zusätzlich verstärkt durch die in vor-
herigen Rundbriefen kritisierte Verknüpfung von 
Ausländer und Sozialhilferecht, die den Druck auf 
Menschen ohne Schweizer Pass erhöht und zu-
gleich Ausbeutung begünstigt.

Vor diesem Hintergrund betonte Claudia Wilopo, 
Kulturwissenschaftlerin der Universität Bern  
und Moderatorin der Veranstaltung, dass Aufent-
haltsstatus, Herkunft, Geschlecht und Einkommen  
zusammengedacht werden müssen – also aus 
einer intersektionalen Perspektive. Nur so wird 
sichtbar, dass Ungleichheit gerade durch das  
Zusammenspiel verschiedener struktureller Fak-
toren verstärkt wird.

Corinne Reber, Rechtsanwältin bei der FPA, zeigte 
anhand verschiedener Beispiele aus ihrer Arbeit, 
wie das Ausländerrecht häufig geschlechtsspezi-
fische Auswirkungen hat. Eine Klientin verfügte im 
Herkunftsland nur über geringe Bildung und keine 
Arbeitserfahrung. In der Schweiz lebte sie in einer 
gewalttätigen Ehe und betreute ihre Kinder ohne 
Erwerbstätigkeit. Nach der Trennung wurde ihr Auf-
enthaltsstatus in Frage gestellt, da die Ehe weniger 
als drei Jahre bestanden hatte. Zwar durfte sie 
ihren Status nach dem Nachweis der erlebten Ge-
walt behalten, dieser wird jedoch seither jährlich  
im Zusammenhang mit ihrem Sozialhilfebezug über-
prüft, was einen anhaltenden Druck erzeugt.

Jenny Steiner, die seit vielen Jahren wissen-
schaftlich und journalistisch zu prekären und 

feminisierten Arbeitssektoren arbeitet, beleuchte-
te zwei auf den ersten Blick sehr unterschiedliche 
Arbeitswelten: die 24h-Betreuung und die Arbeit  
im Zalando-Retourenzentrum. Was sie verbindet: 
Beide Sektoren werden von migrantischen Frauen 
mit oft unsicherem Aufenthaltsstatus getragen – 
die Arbeit ist schlecht bezahlt, körperlich fordernd 
und weitgehend unsichtbar. Das ist kein Zufall, 
sondern Ergebnis struktureller Mechanismen, die 
bestimmte Personen in Jobs drängen, die sonst 
niemand machen möchte. Durch die entgrenzte 
Arbeitszeit, die etwa keine Zeit für einen Deutsch-
kurs oder eine Weiterbildung lässt, finden gerade 
Personen mit Betreuungspflichten oft keine bes-
sere Stelle – während das Einkommen oft kaum 
zum Leben reicht.

Welche konkreten Forderungen und Formen des 
Widerstands lassen sich formulieren, um diesen 
verflochtenen prekären Verhältnissen entge- 
genzuwirken? Zahor Alassadi, die unter anderem 
im feministischen Streik aktiv ist, plädierte für 
eine stärkere Sichtbarmachung von Care-Arbeit 
sowie für aufenthaltsrechtliche Sicherheit. Sie 
argumentierte, dass letztlich nur die Schweizer 
Staatsbürgerschaft den Betroffenen den ständi-
gen Druck und die Angst nehmen könne, weshalb 
sie sich auch für die Vierviertel-Initiative enga-
giert. In eine ähnliche Richtung forderte Corinne 
Reber eine Entflechtung von Ausländer- und So-
zialhilferecht, um zu verhindern, dass Menschen 
für ihre prekären Verhältnisse bestraft werden.

Thema I  

Prekarität und Geschlecht – 
Bleiberechtsperspektiven in der Schweiz
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Thema II  

Willkommen im Team: Milena und Hannah

Was hat euch dazu bewogen, euch bei der  
Freiplatzaktion zu bewerben?

Milena: Ich wollte dahin, wo das Recht nicht 
abstrakt bleibt, sondern ganz konkret darüber 
entscheidet, ob eine Person bleiben darf, ob eine 
Familie zusammengeführt wird und ob jemand  
einigermassen menschenwürdig leben kann. 
Gleichzeitig suchte ich einen Ort, an dem juris- 
tische Arbeit mit politischem Engagement ver- 
bunden wird – ohne den Spagat machen zu  
müssen zwischen «Fallführung» und «Kritik am 
System», weil für mich beides zusammengehört. 
Die Mischung aus Einzelfallarbeit, klarer Haltung 
und solidarischer Praxis hat mich angezogen.

Hannah: Als Verein agiert die Freiplatzaktion un-
abhängig und mit einer klaren Haltung: Sich nicht 
dem Mehrheitsdiskurs zu beugen, sondern sich 
einzusetzen für eine Gesellschaft, deren Mitglie-
der sich auf Augenhöhe begegnen und denen eine 
gleiche Teilhabe zusteht. Bei der Arbeit ist es mir 
wichtig, nicht nur theoretisch an politischen Miss- 
ständen zu arbeiten, sondern einen Bezug zu 
den tatsächlichen Auswirkungen von politischen 
Strategien und Gesetzen zu erhalten und dadurch 
auch politischen Druck ausüben zu können. All 
dies vereint die Freiplatzaktion für mich.

Was schätzt ihr bisher an der Freiplatzaktion? 

Milena: Ich schätze, wie konsequent hier versucht 
wird, auch in komplizierten und aussichtslos wir-
kenden Konstellationen dranzubleiben und genau 

hinzuschauen. Gleichzeitig beeindruckt mich, wie 
viel Wissen im Team vorhanden ist und wie  
selbstverständlich wir uns gegenseitig unterstüt- 
zen – dieser Teamspirit macht es viel leichter, auch 
herausfordernde Fälle gemeinsam anzugehen.

Hannah: Es kann schnell passieren, dass zwischen 
Fallannahmen und Fristen das grosse Ganze ver-
gessen geht. Aber im Büro der Freiplatzaktion wird 
auch immer die politische Dimension von be-
hördlicher Kommunikation und gerichtlichen Ent-
scheidungen mitgedacht. So werden die einzelnen 
Fälle eben nicht nur isoliert betrachtet.

Wo seht ihr derzeit die grössten Herausforde-
rungen in der Arbeit bei der Freiplatzaktion?

Hannah: Das Asylrecht wird seit Jahren immer 
restriktiver. Dadurch müssen immer mehr behörd-
liche Entscheidungen angefochten und grundle-
gende Rechte verteidigt werden. Für die Freiplatz-
aktion bedeutet das eine steigende Komplexität 
der Fälle, während gleichzeitig das öffentliche 
Bewusstsein für die Tragweite dieser Gesetzes- 
und Praxisänderungen abnimmt. Hinzu kommt ein 
politisches Klima, das sozialpolitischen Fragen we-
niger Bedeutung beimisst und Budgetkürzungen 
für jene Organisationen anstrebt, die staatliche 
Aufgaben übernehmen und Lücken füllen, wo der 
Staat selbst nicht einspringt.

Milena: Eine grosse Herausforderung ist der Um-
gang mit einem Migrationssystem, das gleichzeitig 
komplexer und restriktiver wird. Es bedeutet, dass 
Verfahren länger werden, eher anspruchsvolle 
Konstellationen bei uns landen und weniger «Stan-
dardfälle», die mit wenig Arbeitsaufwand erledigt 
wären. Gleichzeitig nutzen viele Menschen KI und 
Übersetzungstools, sodass sie mit weniger «ein-
fachen» Fragen zu uns kommen – was ich grund-
sätzlich spannend finde, in der Summe aber mit 

Wir freuen uns, Milena de Sá für die 
Rechtsarbeit und Hannah-Milena Elias für 
Kommunikation und Fundraising im Team  
der Freiplatzaktion begrüssen zu dürfen.  
Zu ihrem Stellenantritt im Januar haben wir 
ihnen ein paar Fragen gestellt.
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dazu führt, dass die Falllast sehr hoch ist und wir 
unsere Ansprüche und Arbeitsweise laufend an 
diese neue Realität anpassen müssen.

Welche Superkraft würdet ihr euch für eure 
Arbeit bei der Freiplatzaktion wünschen? 

Hannah: In meiner Position im Fundraising wäre es 
super, immer genau zu wissen, worauf die einzel-
nen Stiftungen bei der Vergabe von Fördergeldern 
jeweils achten, sodass die Gesuche dementspre-
chend angepasst werden könnten. So müssten 
Stiftungen nicht auf gut Glück angefragt werden. 
Für die Kommunikation hätte ich gerne die Super-
kraft, perfekte Texte genauso schnell schreiben 
zu können, wie ich sie denken kann. 

Milena: Ich würde mir die Superkraft wünschen, in 
jeder Situation die richtigen Worte zu finden – so-
wohl gegenüber Klient:innen in sehr belastenden 
Lebenssituationen als auch gegenüber Behörden, 
damit die Anliegen meiner Klient:innen juristisch 
gehört werden. Ausserdem fände ich es hilfreich, 
alle relevanten Informationen zu einem Fall auf 
Knopfdruck sortiert im Kopf zu haben und sie in 
eine knappe, verständliche Rechtsschrift zu über-
setzen, ohne mich im Detail zu verlieren.

Hannah-Milena Elias (links) und Milena de Sá (rechts) ergänzen seit Januar das Team der Freiplatzaktion.  
Foto: Freiplatzaktion Zürich



6 Rechtsarbeit Asyl & Migration

Das Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) und 
das Asylgesetz (AsylG) erlauben unter bestimmten 
Voraussetzungen die Erteilung einer Aufenthalts-
bewilligung, wenn eine Wegweisung die betroffene 
Person in eine schwierige persönliche Lage brin-
gen würde – sowohl bei vorläufig aufgenommenen 
Personen (Art. 84 Abs. 5 AIG) als auch bei abge-
wiesenen Personen oder Menschen ohne Papiere 
(Art. 14 Abs. 2 AsylG).

Die Staatspolitische Kommission empfiehlt nun, 
Härtefallgesuche für Sans Papiers erst nach zehn 
Jahren, und für abgewiesene Personen erst nach 
acht Jahren zu ermöglichen. Die Frist für vor- 
läufig aufgenommene Personen (Ausweis F) soll 
bei fünf Jahren bleiben. Die Änderung muss noch 
durch die Kommission des Ständerats, bevor sie 
dem Bundesrat vorgelegt werden kann.

Die Motionen verfehlen jedoch das erhoffte Ziel. 
Wir haben die wichtigsten Argumente gegen die 
Verlängerung der Fristen aufgeführt:

	y Die geltende Härtefallgesetzgebung stellt be-
reits strenge Anforderungen: Neben der bis- 
herigen Mindestfrist von fünf Jahren müssen Per- 

sonen eine vorbildliche Integration, finanzielle 
Unabhängigkeit und die Achtung der Rechtsord- 
nung nachweisen. Eine Aufenthaltsbewilligung ist 
dabei kein automatisches Recht, sondern liegt 
im Ermessen der Behörden. Das Schweizer Mig-
rationsrecht gehört damit zu den strengsten  
in Europa. 

	y Die Verlängerung der Wartefrist sendet ein 
widersprüchliches Signal: Integration wird ge-
fordert, die dafür nötige Stabilität jedoch nicht 
gewährt. Studien belegen hingegen eindeutig, 
dass anhaltende Unsicherheit über den Aufent-
haltsstatus die Wahrscheinlichkeit erhöht, auf 
staatliche Unterstützung angewiesen zu sein und 
die psychische und physische Gesundheit der 
betroffenen Personen belastet.1 

	y 2024 lebten rund 6'500 abgewiesene Asylsu-
chende, darunter 1'061 Kinder, im Nothilfesystem. 
Diese Zahlen waren in den letzten 10 Jahren 
konstant. Ob diese einen Härtefallantrag stellen 
können oder nicht, wird daher nicht die An-
zahl Personen ohne sicheren Aufenthaltsstatus 
in der Schweiz verringern, sondern nur deren 
Lebensbedingungen verschlechtern. Zudem 
warten alleinstehende Männer nach aktueller 
SEM-Praxis bereits heute rund zehn Jahre auf 
eine Härtefallbewilligung. 

	y Für abgewiesene Personen und Sans Papiers 
sind die Anforderungen an ein Härtefallgesuch 
bereits besonders hoch: Viele der Vorausset-
zungen hängen von Faktoren ab, auf die sie we-
nig oder keinen Einfluss haben, etwa den Zugang 
zu Reisedokumenten oder eine Einstellungs-
zusage. Personen, die dauerhaft in der Schweiz 
leben und sozial integriert sind, bleiben so in 
prekären Verhältnissen gefangen. Dies ist be-
sonders paradox bei Personen, deren Rückfüh-
rung – etwa nach Eritrea, Afghanistan, Somalia 
oder Iran – mangels Rückübernahmeabkommen 
oder aus anderen praktischen oder rechtlichen 
Gründen gar nicht möglich ist.

Thema III

Härtefälle: Wartefrist verdoppeln – aber wozu?

Zwei parlamentarische Motionen mit dem  
Titel «Fehlanreize in der Asylpolitik reduzie-
ren» wurden in der Herbstsession 2025  
angenommen. Sie fordern, die Mindestauf-
enthaltsdauer für Härtefallgesuche von fünf 
auf zehn Jahre zu verlängern. In der Früh-
jahrssession 2026 sprach sich die Staats- 
politische Kommission des Nationalrats für 
eine abgeschwächte Verschärfung aus. 
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Andere Anreize setzen
Der erzielte Kompromiss zur Verlängerung der Här-
tefallfristen wird dem Bundesrat voraussichtlich 
bald zur Umsetzung vorgelegt. Obwohl er eine Ab-
milderung der ursprünglichen Motionen darstellt, 
bedeutet er dennoch eine starke Verschärfung für 
Menschen mit prekärem Aufenthalt. Eine Frist- 
verlängerung auf acht bzw. zehn Jahre hätte statt-
dessen mehrere kontraproduktive Folgen: Sie be-
lastet Personen psychisch noch stärker, verunmög-
licht berufliche Eingliederung und drängt sie in eine 
längere Abhängigkeit von Nothilfeleistungen.

Fest steht: Die Gesetzesänderung wird Menschen 
betreffen, die bereits seit Jahren in der Schweiz 
leben, das hiesige System kennen, aber aufgrund 
ihres Status daraus ausgeschlossen sind. Gleich-
zeitig wird es Menschen betreffen, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ohnehin in der Schweiz blei-
ben werden. 

Die Gesetzesänderung zur Verschärfung der Här-
tefallfristen beruht daher auf Unkenntnis der  
Asylpraxis und wird keinen Einfluss darauf haben, 

wie viele Menschen mit ungeregeltem Aufenthalt 
in der Schweiz leben. Sie ist eine repressive Mass-
nahme, die kein reales Problem adressiert – und 
zeigt einmal mehr, dass der Schweiz eine zu- 
kunftsgewandte Migrationspolitik fehlt, die die 
aktuelle Realität anerkennt.

Dass es auch anders geht, zeigt Spanien: Dieses 
Jahr hat die dortige Regierung beschlossen, bis zu 
500'000 undokumentierten Personen eine erneu-
erbare Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis zu er- 
teilen – nach einer Mindestaufenthaltsdauer von 
nur fünf Monaten.

Dieser Text ist eine überarbeitete und aktualisier-
te Übersetzung einer Analyse von elisa-asile, die 
ursprünglich vor der Überweisung der Motion an 
den Nationalrat veröffentlicht wurde. Der gesamte 
Artikel kann unter www.elisa.ch gelesen werden.

1  Siehe u.a.: Efionayi-Mäder, D. u. D. Ruedin (2014):
Aufenthaltsverläufe vorläufig Aufgenommener in 
der Schweiz. Neuenburg: Schweizerisches Forum 
für Migrations- und Bevölkerungsstudien.

Rednerinnen am Podium der Freiplatzaktion zum 1.-Mai-Fest 2026. Foto: Simon Noori



www.freiplatzaktion.ch

Impressum
Freiplatzaktion Zürich
Rechtsarbeit Asyl & Migration
Dienerstrasse 59, CH-8004 Zürich
Tel 044 241 54 11 / info@freiplatzaktion.ch  
IBAN CH77 0900 0000 8003 8582 1
PC 80-38582-1

Redaktion: Hannah-Milena Elias, Vanessa 
Koenig, Simon Noori, Felix Vogelsanger, 
Anna Wyss
Grafik Konzept: Studio Rothfuchs
Druck: Jakob Druck, 8004 Zürich

Thema IV 

Nachfluchtgründe erfolgreich anerkannt 

Herr B., ein Kurde aus dem Iran, stellte sein Asyl-
gesuch noch unter dem alten Asylgesetz und wur-
de während des gesamten Verfahrens juristisch 
von der Freiplatzaktion Zürich (FPA) begleitet. Seit 
seiner Ankunft in der Schweiz engagierte er sich 
exilpolitisch gegen das iranische Regime – dieses 
Engagement intensivierte sich seit 2025 deutlich. 
Die FPA hat dem SEM mehrfach Beweismittel zu 
seinen Aktivitäten eingereicht und wies auf die 
daraus entstandene Gefährdung hin. 

Im Asylentscheid hielt das SEM fest, dass die 
Vorfluchtgründe von Herrn B. die Anforderungen 
an die Flüchtlingseigenschaft gemäss Art. 3 AsylG 
nicht erfüllten. Gleichzeitig erkannte es jedoch 
seine exilpolitischen Aktivitäten als subjektive 
Nachfluchtgründe im Sinne von Art. 54 AsylG an. 
Er sei wiederholt und öffentlich regimekritisch 
aufgetreten – an Kundgebungen in der ganzen 
Schweiz, in Interviews und über soziale Medien – 
und habe Solidarität mit politischen Gefangenen 
im Iran bekundet.

Das SEM kam deshalb zum Schluss, dass Herr B. 
durch sein kontinuierliches und sichtbares En- 
gagement öffentlich exponiert sei und nicht aus-
geschlossen werden könne, dass seine Aktivitäten 
von iranischen Sicherheitsbehörden wahrgenom-
men wurden. Im Falle einer Rückkehr drohe ihm 
daher eine flüchtlingsrechtlich relevante Gefähr-
dung nach Art. 3 AsylG. Da diese jedoch erst nach 
der Ausreise entstand, wurde ihm gestützt auf 
Art. 54 AsylG kein Asyl, sondern eine vorläufige 
Aufnahme erteilt und die Flüchtlingseigenschaft 
zugesprochen.

Hinweis: Das SEM hat am 10.03.2026 aufgrund 
der aktuellen Lage im Iran sämtliche Asylgesuche 
sistiert und den Wegweisungsvollzug ausgesetzt


